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ZEICHENERKLÄRUNG 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄß § 9 (1) BIS (3) UND (7) BauGB 

- - ·Grenze des räuml. Geltungsbereiches 

Art und Maß der Baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohngebiet 

§ 9 (-7) BauGB 

§ 9 (1)1 BauGB 

§ 4 BauNVO 

Zahl der Vollgeschosse (Höchstgrenze) § 16(2) BauNVO 

WA 

II 

0 4 

ö 
Grundflächenzahl §§ 16(2),17-(1)(2) BauNVO 

Geschoßflächenzahl §§ 16(2),17(1)(2) BauNVO 

1(4),16(5) BauNVO • • • Abgrenzung untersc~iedl. ·Nutzung z.B.§§ 

Bauweise, Baulinie, Baugrenze, Stellung der 
baulichen Anlagen 

abweichende Bauweise 

nur Einzelhäuser zulässig 

nur Einzel- u. Doppelhäuser zulässig 

nur Hausgruppen zulässig 

•--·- Baugrenze 

Verkehrsfläche 

00 
Straßenverkehrsfläche 

Straßenbegrenzungslinie 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbe­
stimmung - Fußgängerbereich 

§ 9(1)2 BauGB 

§ 22(4) BauNVO 

§ 23 BauNVO 

§ 9(1)11 BauGB 

§ 9(1)11 BauGB 

§ 9(1)11 BauGB 

Versorgungsfläche, Fläche für die Abfallent­
sorgwig und Abwasserbeseiti9!lng sowie Führung 
·von Versorgungsanlagen und -leitungen § 9 ( 1) 12, 13, 14 BauGB 

~ Kläranlage 

~- Regenwasserrückhal t:ebee:ken . 

◊ FGL◊ 20\ Ferngasleitung Nr. 201 

'Maßnahmen sowie Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landscfiaft 

. 0 0 0 0 
0 0 
0 0 
0000 

Umgrenzung von Flächen zum AnRflan­
zen vcn Baumen, Sträuchern una son­
stigen Bepflanzungen 

0 Anpflanzen ,--,r, Bäumen 

Flächen für Gemeinschaftsanlagen 

GSt Gemeinschaftss~ellplätze 

§ 9(1)20 und 25 BauGB 

§ 9tl)25a BauGB 

§ 9(1)25a BauGB 

§ 9(1)22 BauGB 

§ 9(1'~2 BauGB 

AUF LANDESRECHTL. REGELUNGEN BERUHENDE FESTSETZJNGEN GEM. § 9(4) BauGB 

Örtliche Bauvorschriften§ 83 (4) Säc-ht:>BO 
~? r:: ~ ~ ;:: z~: ! ~~ t~ 0 P p Ä ~ ~ ~ n U ~ a L C '- D 7 ~ ~ SD Satteldach •~-',n"";"''"p',•·.,_,;-)s.,.J, •••"i...,.u3 .i1 11..,, ,~ .... ~._ 

WD Walmdach Ga-:~shmlgt,t(?- !n Verbindung mit Schreiben vom: .:.t~?: .. 94 

Dachneigung f.!;ienzeichen: ..... .1>.r~r.1~; .................... . 

•◄---►• Hauptf irstrichtung Rtoistriar-Nr.. ... -.. .... L-'-~- ••••••••••• •••• •• • •• 

SONSTIGE DARSTELLUNGEN ( keine ~1ff0:ie:tßrung Ii) -
~ 

Vorschlag zur Grundst~f ~-----

1 : 

LINOENTHALER 
ARCHITEKTEN·.:l ' 
GEMEINSCHAFT 

/\ i t 04A6' UNDENT"HA!. Aussl:~ ~Q.-NAUMANN-STI<. Yr 
1 'JI < 1 '\'l.. \ . 
l ' \ . t 



TEXTLICHE F E S T S E T Z U N G E N 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

GARAGEN UNO STELLPLÄTZE 

Gemäß § 9 (1) Nr . 4 BauGB wird festgesetzt, daß Garagen und ·Stellplätze auf den Grundstücksflächen zulässig sind. 
Die Flächen sind als bauliche Anlagen im Sinne \von § 19 (4) Nr . 1 BauNVO der Grundfläche zuzurechnen. 

BODENSCHUTZ 
Gemäß§§ 1 (5) und 202 BauGB wird festgesetzt: 

Mit der Einreichung der Baugenehmigungsunterlagen i st die Massenbilanz über den anfallenden Erdaushub vorzulegen und 
durch Aussagen über die Verwendung des gewonnenen Mutter- und Mineralbodens zu ergänzen. Humushaltiger Oberboden und 
kulturfähiger Unterboden sind beim Aushub zu :trennen, ebenso zu lagern und separat wieder einzubauen. Aushub und 

• 1 
Ei nbau des Bodens dürfen wegen der G~fahr der nachhaltigen Strukturzerstörung nicht im nassen Zustand erfolgen. Der 
Aushub ist auf sichtbare Belastungen (öl, Bitumenreste, Müll, Abbruchmaterial u.a.) und auf Fremdgeruch zu prüfen. 
Eventuelle Bodenbelastungen im Plangebiet sind den zuständigen Behörden zu melden . Unbelastetes und belastetes Mate­
rial muß getrennt und letzteres ordnungsgemäß entsorgt werden. Die Lagerung des humushaltigen Oberbodens (Mutterbo­
den) darf wegen der Versauerungs- und Nährstoff- bzw . Tonverlagerungsgefahr nur bis zu einer Höhe von max. 2 m er­
folgen. 

AUF LANDESRECHTLICHEN REGELUNGEN BERUHENDE FESTSETZUNGEN 

Gemäß§ 9 (4) BauGB i . V.m . § 83 (4) SächsBO werden folgende ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN festgesetzt: 

GESTALTUNG DER GEBÄUDE 
Dach 
Die Hauptgebäude sind mi t e i nem Satteldach und ei ner Dachneigung von 38° bis 48° auszub i lden . Im östlichsten und 
westlichsten Baufeld sind auch Walmdächer mit einer Dachneigung von 38° bis 48° zulässig . Garagen und Nebengebäude 
können auch mi t ei nem Flach- oder Pultdach ausgeführt werden. Di e Errichtung von Dachgaupen und Zwerchhäusern ist 
zulässig. Innerha lb einer Gebäudegruppe sind Da~hneig~ng, Dachgaupen und Zwer chhäuser einheitl i ch zu gestalten. 

Mater ial i en 
Die Fassaden und Dachei ndeckungen s i nd innerha \b einer Gebäudegruppe mit einem ein~~itl i chen Material und Farbton 
auszuführen . 

Fenster und Außentüren 
Fenster und Glasaußentüren mit ei ner 

1 
1 

Glasfläche von mehr als 1,0 m
2 sind durch Sprossen zu unterteilen . 

Erdgeschoßfußbodenhöhe ·, 
Die Erdgeschoßfußbodenhrihe darf maximal 1,50 m\ ber das Fahrbahnniveau der geplanten Wohnanliegerstraße angeordnet 
werden. 

Schallschutz 
Sämtliche Bauteile, die Aufenthaltsräume zur St~atsstraße S 75 abschließen, müssen ein bewertetes Bauschalldämmaß R 

w 
von mindestens 40 dB aufweisen. Schall reflektierende Außenwandkonstruktionen (Metallfassaden) sind nicht zulässig. 

BAULICHE NEBENANLAGEN 
Als Si chtschutz dürfen zwischen Te, rassen und anderen Si tzplätzen Pergolen und Sichtschutzwände als Holzkonstruktion 
errichtet werden. Abstellräume i n Verbindung mit Garagen oder den Hauptgebäuden sind bis zu einer Grundfläche von 6 
m2 zulässig . Eigenständige Geräteschuppen oder 'Gartenhäuschen si nd bis zu einer Grundfläche von 6 m2 ebenfalls zu­
lässig. 

EINFRIEDUNGEN 
Als Grundstückseinf r iedungen sind nur Hecken oder Holzzäune mit einer Höhe von maximal 1,2 m zulässig. 



Für die gemäß§ 9 (1) Nr. 25, BauGB festgesetzten Pflanzflächen werden i.V.m. § 9 (4) BauGB und§ 7 (2) SächsNatSchG 
folgende GRÜNORDNERISCHEN MAI NAHMEN festgesetzt : 

1. Je 50 m2 versiegelter Gri ndstücksfläche (überbaute und befestigte Fläche) sind ein Laubbaum und je 140 m2 zehn 
Sträucher auf den unbebau· en Flächen zu pflanzen, zu unterhalten und bei Verlust zu ersetzen. Es sind die in der 
Pflanzenliste genannten G•ihölzarten oder heimische Obstgehölze zu verwenden. 

2. Ungenutzte Grundstücksflä,:hen sind zur Verbesserung der ökologischen Verhältnisse in ihrer Oberflächenbeschaffen-
/, 

heit zu erhalten und zu 6( % als Vegetationsflächen anzulegen . 40 % sind mit Gehölzen zu bepflanzen und zu erhal-
ten. Die Pflanzauswahl i'at sich nach der Pflanzenliste zu richten . Es können auch heimische Obstgehölze ange­
pflanzt werden. 

1 

Pflanzenliste (Gehölzartenve~wendung) 
a) Im Berei eh der Straßen so1)ie den Park­

' i 
und Stellplätzen sowie auf den privaten Grundstücksflächen sind zu pflan-

zen: l 
1' 

Bäume: l 
Stieleiche (Quercus rob1r) 
Traubeneiche (Quercus pet _aea) 
Sandbi rke ( Betu la pendtfla) 
Vogelbeere (Sorbus aucu~laria) 

Sträucher : 
Pfaffenhütchen 
Salweide 
Schlehe 
Eibe 

(Euonymus europaeus) 
(Salix caprea) 
(Prunus spinosa) 
(Taxus baccata 

Rater Hartriegel (Comus sanguinea) Feldahorn (Acer campes1~e) 
Winterlinde (Tilia corda1 ) Besenginster 
Esche (Fraxinus ex,' lsior) Himbeere 

(Cylisus scopanius) 
(Rubus idaeus) 
(Rhamnus frangula) Hainbuche (Carpinus bew lus) Faulbaum 

Vogelkirsche (Prunus aviur'. ) 

) 

Brombeere (Eubus frut i cosus) 
Wasserschneeball (Viburnum opulus) 
Heckenkirsche 
Hasel 
Weißdorn 
Stechpalme 

(Lonicera xylosteum) 
(Corylus avellana) 
(Crataegus monogyna) 
(llex· aqu i folum) 

Weitere Arten: 
Hundsrose 
Weinrose 
Purpurweide 
Kriechweide 
Birne 
Apfel 

(Rosa canina) 
(Rosa rubiginosa) 
(Salix purpurea) 
(Sal ix repens) 
(Pyrus communis) 
(Malvus silvestris) 

Schwarzerle (Alnus glutinosa) 
Kornelkirsche (Cornus mas) 

b) Als Hecken sind zu pflanzt~n: c) Zur Begrünung von Außenwänden, Mauern und Zäunen sind zu Ptlanzen: 
Weißdorn (Crataegus mon~JYna) 
Liguster CL igustrum vulga_re) 
Hainbuche (Carpinus betulds) 

Wilder Wein (Parthenocissus quinquefolia) 
Gemeine Waldrebe (Clematis sinensis) 
Efeu (Hedera hel i x) 
Kl immerarten 

Gemäß§ 9 (4) BauGB i.V.m. §' ~ (2) und (3 ) SächsNatSchG werden folgende AUSGLEI CHS- UND ERSATZMAßNAHMEN festgesetzt: 

1. Das unbelastete Oberflächl nwasser ist vor Ort unter Beachtung der wasserrechtlichen Bestimmungen zu versickern. 
~. vornandener <:ieho Lzbestana ,nnernaLb des Ge l tungsbere i ches des l:lebauungsp lanes ist maxi 111e1 l zu erhalten. 
3. Die Stel~- t::-::: :'~:-kplatzar Lagen dürren ni cht versiegelt werder:, soweit n~:::ht r:act: :::-::!::-er: Rc-.:: ~tsvo:·::::::nrift e:1 e1r.e 

Versiegelung des Bodens 
1
rforderlich ist . Zulässig sind Schotterrasen , Rasengitterplatten oder öko-Pflaster mit 

Rasenfugen. l 
4. Die Grünflächen sind gemäi\ den grünordnerischen Festsetzungen zu gesta lten. 

1 



NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

SCHUTZ ARCHÄOLOGISCHER FUNDE 
Auf dem Plangebiet befindet sich mit großer WahrscheinlichReit ein Teil eines untertägigen und großflächigen archä­
ologischen Kulturdenkmals in Form einer Siedlung aus der Jungsteinzeit. Daraus resultiert die Einhaltung folgender 
Bedingungen: 

1 . Da das Bauvorhaben in einem archäologischen Relevanzbereich liegt, können sich im Zuge der Sehachtarbeiten bau­
begleitende archäologische Untersuchungen ergeben. Den mit den Untersuchungen beauftragten Mitarbeitern ist un­
eingeschränkter Zugang zu den Baustellen und jede mögliche Unterstützung zu gewähren. Die bauausführenden Firmen 
sind bereits in der Ausschreibung davon zu informieren'. 

2. Der Baubeginn (Erschließungs-, Abbruch- und Ausschachtungsarbeiten) ist frühzeitig dem Landesamt für Archäologie 
schriftlich anzuzeigen. Die Benachrichtiguhg muß die Benennung der ausführenden Firmen, deren Telefonnummer und 
den verantwortlichen Bauleiter enthalten. · 

3. Ungeachtet der Punkte 1. und 2. sind archäologische Funde (das sind auffällige Bodenverfärbungen, Gefäßscherben, 
Gräber, Knochen, Geräte aus Stein und Metall, Münzen, bearbeitete Hölzer, Steinsetzungen aller Art, 
Keller, Fundamente u.a . ) sofort dem Archäologischen Landesamt Sachsen, Telefon: 0351 52591, zu melden. 

Brunnen, 
Fundstel-

len sind inzwischen vor weiteren Zerstörungen zu sichern (siehe hierzu§ 20 des Sächsischen Denkmalschutzgeset­
zes) . 

4. Die Passagen unter 1. , 2 . und 3. sind schriftlich im Wortlaut allen mit Erdarbeiten beauftragten Firmen zu über­
mitteln und müssen an deren Baustellen vorliegen. 

5. Die Passagen unter 1., 2. und 3. erscheinen im Wortlaut in den Bauausführungsplänen. 

BEACHTUNG UND SCHUTZ VORHANDENER FERNGASLEITUNGEN 
Das Plangebiet liegt im Bereich der Ferngasleitungen Nr. -28 und 201 sowie eines Fernmeldekabels der Verbundnetz Gas 
AG. Daraus resultieren die nachfolgenden Hinweise und Auflagen: 
1. Die Anlagen dürfen weder überbaut noch eingefriedet werden. 
2. Im Bereich beiderseits der Ferngasleitungen von 5 m ist völlige Baufreiheit zu garantieren. 

3. Ein Sicherheitsabstand zwischen Ferngasleitung und Gebäuden (umbauter Raum) von mindestens 60 m ist zu gewährlei­
sten . 

4. Ver- und Entsorgungsleitungen sind gesondert einzureichen. 
5. Wird die genaue Lage der -Gasleitungen und des Fernmeldekabels benötigt, sind zur Ortung und Absteckung die nach­

stehenden Betreuungsbereiche der Verbundnetz Gas AG zu konsultieren: 

für die Ferngaslei tungen 
Verbundnetz Gas AG 
Betreuungsbereich Netze 
- 55 335 -
Herr Kreusch ~ 

Heinrich-He ine-Straße 15 
044:-:iu r,öh L i Lz-Ei1renberg 

für das Fernmeldekabel 
Verbundnetz Gas AG 
Betreuungsbereich Nachrichtentechnik 
- 56 120 -
Herr Grießbach 
Liebigstraße 
04430 Böhlitz-Ehrenberg 
Telefon 0341 4585 322/382 

6 . Den Baubeginn ist mindestens 14 Tage vorher bei den unter 5. genannten Betreuungsbereichen anzuzeigen und eine 
schriftliche Genehmigung für die Sehachtarbeiten einzuholen. 

7. Die Ferngasleitungen sind kathodisch geschützt. Eventuell erforderliche Maßnahmen für das Plangebiet sind zu 
beachten. 

8 . Mi ~ Übertragung der Bauausführung an einen Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen sind die vorhandenen Stellung­
nahmen bzw. Genehmigungen der Verbundnetz Gas AG mit schriftlicher Nachweisführung der bauausführenden Firma zu 
übergeben . Der Bauausführende wird dadurch zur Einhaltung erteilter Auflagen verpflichtet. 

HINWEISE 

Zur Verminderung der Luftschads:offbelastung sind folgende Hinweise zu berücksichtigen: 

1. Bei den geplanten Gebäuden sind ei ne verbesserte Wärmedämmung und effiziente Heizsysteme nach dem neuesten Stand 
der Technik einzusetzen. 

2 . Bei nicht genehmigungsbedürftigen Feuerungsanlagen ist vorwiegend auf Heizöl EL (schwefelarm, 0,2 % Schwefel) 
oder Gas zu orientieren. Damit sind die Energie- und Brennstoffverbräuche so gering wie möglich zu halten (Ener­
gieeinsparungsgesetz vom 22.07.1976, Wärmeschutzverordnung vom 24.02.1982, Heizanlagenverordnung vom 20.01 .1989). 

3. Bei Verwendung von Steinkohlen, Braunkohlen oder Koks bzw. Briketts gemäß§ 3 Absatz 1 Nr. 1-3 der 1. BlmSchV (VO 
über ~leinfeuerungsanlagen) sollte deren Massegehalt an Schwefel 1,0 vom Hundert der Rohsubstanz nicht über­
schreiten. Diese Forderung ist gemäf~ !i 23 der 1. BlmSchV ab 01.01.1995 bindend einzuhalten. 
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Die Gemeindevenretung hat gem. § 8 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung dieses Bebauungsplanes • 
gem. § 246a Abs. 1 Nr. 3 i .V.m . § 8 Abs. 4 
BauZVO die Aufstellung dieses vorze,t,gen Bebau· 
ungsplanes · am '.l.JQ .. 9.2beschlossen·. 
Die ortsubhche Bekanntmachung des Aufstellungs­
beschlusses erfolgte aID- 05.10 ,.9.2 in der 

durch Aushang. vom 05.1Q.~r:;vm22:10.93 
/ ·~ ..... ~ . ~\ 

Schkorlopp <-~t 

Die Darotellung des GrenZverlauf's Ünd Bezeich­
nung der Flurstücke entsprl9ht den· Katasteran­
gaben vom 0'1 . oi,. YJ • 
Maße von dargestellten Grenzen· dürfen erst nach 
Brtlicher OberprUfung abgeleitet -werden. 

Die Gemeindevertretung hat am 16.11.93 den Ent• 
wurf des Bebauungsplanes mit seiner Begründung 
vom 1.1193 . beschlossen • und zur öffentlichen 
Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. 

Schkorlopp 

. ;, ./4J;:./ · 
Bü\.oe,rne1s1er . 

Der Entwurf des Bebauungsplanes und seine Be­
gründung vom 1.11. 93 haben nach erfolgter ortsüb­
licher Bekanntmachung vom 20.12.93 in der Zeit 
vom 3.1.94 bis · einschließlich 2.2.94 öffentlich 
ausgelegen. In der . Bekanntmachung ist auf die 
Möglichkeit des Vorbringens von Anregungen und 
Bedenken während der Auslegungsd.ue_r hingewie-. 
sen worden. 

Sc.hkorlopp 

·l.J, 1ft/ .Jtwl,k.. 
8 , germe1st-er . 

,, 

Der Bebauungsplan besteht aus 
nunglenl und der Begründung vom 

/ 

Blatt Zeich· 

Schkorlopp 

/(;:/t;/ 
äf~.\ 

Bu¼"e ,me1 ste, \t:: 
"'"· 

Die für Raumordnung und Landesplanung zustän­
dige Stelle 1st gemäß § 246a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
BauGB i. V .m . t 4 Abs . 3 BauZVO am 30.1t92be· 
teiligt worden. 

Schkorlopp 

. clt:it.,,,,-
Q,\,.. _.~ .. ,. ,,.. ... , ... 

Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten An­
regungen un<;l Bedenken und die Stellungnahmen 
der Träger öffentlicher Belange am 21. 294 geprüft. 
Sie hat gem. § 1 0 BauGB den -vorzeitigen• Bebau• 
ungsplan einschließlich der in roter Farbe eingetra• 
genen Änderungen am 21.2. 94 als Satzung 
beschlossen und die Begründung vom__ am 

gebilligt. 

Die Genehmigung dieser Bebauungsplansatzung. 
bestehend aus der/<;len Planzeichnunglen) und der 
Begründung · vom ... ........ wurde gemäß § 246a 
Abs." 1 Nr. 4. Satz 1 Bau GB i. V .m. § 11 Abs. 2 
BauZVO mit Verfügung der höheren Verwaltungs• 
behörde vom ... ....... , AZ ... .. ...... .. .. , mit/ohne 
Nebenbestimmungen/Auflagen/Maßgaben/Hinwei­
sen ertei_tt . 

Schkortopp 

81.,rgcnne•ster 

O,~ fruhze,t ige Burgerbeteiligung gema. ß § 3 Abs. 1 
S~u 1 BauGB r,at nach öffentlicher Bekanntma· 
chung vom .. .... ... am ........ als Bürgerversamm· 
Jung• vom ... .. bis Ee•nschließlich . ... ..... als Be· 
sprechungstermm bei oer Verwaltung • stattgefun· 

~i~- Beschluß der Geme;ndevertre;ung vo~ 0.2,10.92 
isi ;iemäß § 3 Abs. 1 Satz 2 BauG.B .voa .der !ruh· 
z➔1tigen Bürgerbeteiligung abg~,e~~~ ~Q~,P, 

.;· u ·· . " 
Schkorlopp · , .:~ ·,-,1,r .. . ,, -\ 

~ lt:k~/ . ,· . S• ,, i 
~erme,st_•' 

1 . _.,-

D!'e von der Planung berührten Träger öffentlicher 
B lange sind durch Schreiben vom 3.0.tl •. 92zur Ab· 
g be einer Stellungnahme bis zum 22.01.93 
a f c efordert worden · 
. . 

Sc hkor lopp 

/· k~-V 
S rrGe~n,e1Stet 

Die in der Verfügung der höheren Verv.altung~t,e 
hörde vom ... ....... enthaltenen Nebent.>f!st,mmun· 
gen/Auflagen/Maßgeben wurden durch 

· satzungsä„dernden 'Beschluß der Gemeinoevertre-
tung vom .... .. ... : erfüllt. Die H,nwe,se s,nd. 
beachtet. Die höhere Verwaltungsbet,ora1: r,at ehe• 
ses durch Schreiben vom . . . . . . AZ 
bestatigt · 

Schkorlopp 

Die Genehmigung und Auslegung des Bebauungs· 
planes zu jedermanns Einsicht ist gem § -254a 
Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 BauGB i .V.m. i 11 Abs . 3 
BauZVO am ... ... . ... onsüblich bekanntgema.:ht 
worden . 

:W,""~~: :w~;::o;,-~,:;:·~~ = ~~~ .,/:.:=::~~:.:1:; 
..c l•~ - iOltt: ~"~ \ h ., ~---.: .. !.,t; : .. s i-,.Uf ' "''«' .. Off: 

Die Satzung ist am ....... ... in Krah getreten. · 

Schkorlo pp 

Satz~ der Gemeinde Schkorlopp über den Bebau\Jng;plan Nr. 1 

·, 

Auto,und dea 1 10 dea Bauu•u11buch•1 IS.uüBI in d9f fasauno vom 08. Dezembet 1986 
IBGBI. 1 S. 22531. zuleut u••nuert durc" Ani.ge 1 "-•P.t_. XIV Abscnn,n II Nr t des Einigungs­
venragea "°"' 31 . Auguat 1 990 in Verbtndung met An.._.i 1 dea Gn•Uea vom 23. S.C,tembar 
1990 IBG81. 1990 II S. 88!1. 1122). 1st n.ch Beachlußt•ssungdutch d„ G•me•ndeYeffi91ung YCMft 

und mn Genehm.gung det h0h••1Hl Ve,w-,tunosbel\Öfde vom . . . . dieser ~ 
ungsp1An und seine 8-g,undung vom ... •l& S.uung ..-~sa.n -ofde,n 

GEMEINDE SCHKO-RLOPP 

Bebauungsplan N r.1 
Beschlun Nr. 1 / 10 
Wohnsiedlung Klein -Schkorlopp 

Dat.um · 01. 11. 1993 Mons tob 1 500 




